
Grenzen der Lohnpfändungsverordnung pfändbaren 
Forderung auf den seiner Leistung entsprechenden An­
teil am Gesamtprodukt.

*

Mit Bestimmtheit ist anzunehmen, daß jeder an die­
ser Tagung beteiligte Richter den zivilrechtlichen Fra­
gen des Volkseigentums, die ihm in Zukunft zur Ent­
scheidung unterbreitet werden, in ganz anderer Weise 
gewappnet und gerüstet begegnen wird wie vorher.

Er wird sich bemühen, nicht nur eine Entscheidung zu 
treffen, die der ökonomischen und gesellschaftlichen 
Bedeutung des Volkseigentums gerecht wird, sondern 
diese auch wissenschaftlich zu begründen. Die Einsicht 
in die Bedeutung und die Neuheit der Probleme 
zwingt zu sorgfältigster Durcharbeitung jedes einzelnen 
der gewiß nicht häufigen Fälle, um an ihnen die Grund­
sätze zu entwickeln, die auf dem Gebiet der mit Volks­
eigentum in Verbindung stehenden zivilrechtlichen 
Fragen Gültigkeit haben.

Bemerkungen zur Rechtsprechung in Zivilsachen
Von KARL HINTZE, Richter am Obersten Gericht

Dem nachstehenden Beitrag liegt ein Referat 
zugrunde, daß Hintze auf der Arbeitstagung des 
Ministeriums der Justiz im März dieses Jahres ge­
halten hat. Das Referat ist vom Autor unter Be­
rücksichtigung der Ergebnisse der Diskussion über­
arbeitet worden. Die Redaktion

Die Richter des Obersten Gerichts sehen es als ihre 
besondere Verpflichtung an, das Ministerium der Justiz 
bei der Anleitung der unteren Gerichte nicht nur durch 
ihre Rechtsprechung, sondern auch durch die Auswer­
tung von Entscheidungen der Kreis- und Bezirks­
gerichte und die Teilnahme an Revisionen zu unter­
stützen. Diese Verpflichtung ist ein fester Bestandteil 
der Arbeitspläne des Obersten Gerichts geworden.

Wenn ich im folgenden einen zusammenfassenden 
Bericht über solche Auswertungen und Revisionen auf 
dem Gebiete des Zivilrechts geben will, so soll dies 
nicht auf eine bloße Mitteilung der jeweiligen Ergeb­
nisse hinauslaufen. Dies ist allein aus Raummangel 
nicht möglich; es ist aber auch nicht der Sinn der 
Sache. Meine Bemerkungen sollen sich vielmehr auf 
eine Analyse dieser Ergebnisse beschränken, die als 
eine Zusammenfassung allgemein fehlerhafter, bedenk­
licher Rechtsprechung in prozessualer und materiell­
rechtlicher Hinsicht zu werten ist. Ich will mich also 
mit den Fragen beschäftigen, die nicht nur dieses oder 
jenes Gericht, sondern eine Vielzahl von Gerichten an- 
gehen. Dabei denke ich vor allem an die Kreisgerichte, 
deren Bedeutung uns Minister Dr. B e n j a m i n  erst 
kürzlich so ernsthaft und eindringlich mit ihrer Forde­
rung „Das Gesicht dem Kreisgericht zu!“ vor Augen 
gehalten hat. Hier, bei den Kreisgerichten, liegt die 
große, gemeinsame Aufgabe der Bezirksgerichte, des 
Ministeriums der Justiz und des Obersten Gerichts. In 
diesem Sinne, im Sinne des gemeinsamen Bemühens um 
eine einheitliche, der demokratischen Gesetzlichkeit 
entsprechende Rechtsprechung, vom kleinsten Kreisge­
richt bis zum Obersten Gericht möchte ich auch meine 
Ausführungen betrachtet wissen.

Beim Studium der Berichte, die meinem Beitrag zu­
grunde liegen, fällt auf, daß — ihrer Häufigkeit nach — 
an erster Stelle diejenigen Beanstandungen stehen, die 
sich mit der Form und dem Aufbau der Entscheidun­
gen und dem prozessualen Gang des Rechtsstreits be­
schäftigen. Es sind die Fälle, in denen der Aufbau der 
Urteilsgründe, überhaupt der ganzen Entscheidung, 
nicht immer logisch ist und das Prozeßgeschehen nicht 
richtig wiedergibt.

Ich will zugeben, daß man sich über Form und Auf­
bau eines Urteils streiten kann. Man kann auch kein 
Schema aufstellen, in das sich jeder Sachverhalt unter­
schiedslos einzwängen läßt. Im Gegenteil, wir wollen 
und brauchen keine Neuauflage solcher Urteilsmuster, 
wie sie in der bürgerlichen Rechtspraxis fester Bestand­
teil der Referendarausbildung waren und auf die selbst 
Praktiker nicht selten zurückgriffen. Bemerkenswert 
ist auch, daß selbst Daubenspeck, der bekannteste Ver­
fasser einer solchen Anleitung, zugeben muß, daß es 
kein allgemein gültiges Schema für den Aufbau eines 
Zivilurteils gibt.

Wohl aber gibt es allgemein gültige Regeln, die in 
der Praxis herausgearbeitet wurden und von denen ab­
zuweichen meist die Gefahr eines verworrenen, Sach­
verhalt und Entscheidungsgründe, streitiges und un­
streitiges Vorbringen verwischenden Urteilsbildes in

sich birgt. Solche Erscheinungen treten besonders häu­
fig bei Ehescheidungsurteilen auf, denen eine Klage aus 
§§ 48, 43 EheG zugrunde liegt. Es geschieht oft, daß in 
der Klage der Scheidungsgrund aus § 48 EheG geltend 
gemacht und § 43 EheG zur Unterstützung herange­
zogen wird. Es ist aber unlogisch und gibt das Prozeß­
geschehen nicht richtig wieder, wenn sich die Entschei­
dungsgründe in einem solchen Fall in umfangreichen 
Erörterungen mit § 43 EheG befassen, ihn schließlich 
ablehnen und — zur Überraschung des Lesers — mit 
wenigen Sätzen der Klage aus § 48 EheG stattgeben.

Auch in Fällen, in denen über Klage und Widerklage 
zu entscheiden ist, fällt der schlechte Aufbau eines 
solchen Urteils auf. Trotz erhobener Widerklage 
schweigt sich beispielsweise der Urteilstenor über das 
Schicksal des Widerklagantrags aus. Wie von ungefähr 
ist das Widerklagbegehren zwar als Antrag des Ver­
klagten in den Tatbestand aufgenommen worden, aber 
die rechtlichen Ausführungen befassen sich ausschließ­
lich mit dem Klagbegehren, und das Parteivorbringen 
hinsichtlich der Widerklage wird als materielle Ein­
wendung gegen den Klaganspruch, nicht aber als 
selbständige Begründung des Widerklagantrags ge­
wertet.

Der Richter muß es sich deshalb zur Regel machen, 
nicht nur die Sachdarstellung von den rechtlichen Er­
örterungen zu trennen, sondern auch Klage und Wider­
klage sowohl im Tatbestand wie in den Entscheidungs­
gründen zwar als rechtliche Einheit, aber doch getrennt 
zu behandeln. Dies ist nicht nur eine Frage der Äußer­
lichkeit; vielmehr wird es immer der Überzeugungs­
kraft eines Urteils abträglich sein, wenn an Stelle des 
rechtlichen Schwerpunkts Nebenfragen den Haupt­
inhalt eines Urteils bilden oder — wie im letzteren Fall 
— der Leser sich aus dem Urteil überhaupt kein Bild 
über das Prozeßgeschehen und über die rechtliche Wür­
digung des Parteivorbringens machen kann.

Ähnliche Mängel zeigt auch die Handhabung einiger 
Bezirksgerichte, die Darstellung des Sachverhalts so 
zu beschränken, daß man aus dem zweitinstanzlichen 
Urteil überhaupt nicht ersehen kann, was das ange- 
fochtene Urteil festgestellt hat, welcher Sachverhalt 
ihm zugrunde liegt usw. Es heißt nur schlicht und ein­
fach: „Die gegen das umseitig bezeichnete Urteil, auf 
dessen Inhalt Bezug genommen wird, eingelegte Beru­
fung . . . “  — Wie soll an Hand eines solchen Urteils 
z. B. nachgeprüft werden, ob etwa eine Verurteilung 
zur Unterhaltszahlung gerechtfertigt ist, wenn es gar 
nichts darüber sagt, wie die Vermögensverhältnisse der 
Beteiligten sind und auf Grund welcher objektiven 
Verhältnisse es dem Inanspruchgenommenen zuzumuten 
ist, diesen oder jenen Betrag zu leisten?

Nach § 543 ZPO ist dem zweitinstanzlichen Gericht 
bei der Darstellung des Sachverhalts zwar eine Bezug­
nahme auf das Urteil der vorigen Instanz nicht unter­
sagt. Die angeführte Art und Weise der Tatbestands­
darstellung ist aber immer dann mangelhaft und als 
Verstoß gegen § 313 Abs. 2 ZPO zu werten, wenn — 
wie in den meisten Fällen — dadurch überhaupt kein 
Überblick über das Parteivorbingen möglich ist und 
eine Nachprüfung des Urteils durch das Kassations­
gericht nicht mit genügender Sicherheit vorgenommen 
werden kann. Dabei soll man nicht übersehen, daß in­
folge der mangelhaften Darstellung des Sachverhalts 
unnötiger Schriftverkehr, Aktenübersendung und Rück­
fragen notwendig werden.
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